Mustervorlage für Protestschreiben zum GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz
Hinweis: Die Vorlage dient als Orientierungshilfe. Für eine möglichst große Wirkung empfehlen wir ausdrücklich, das Schreiben individuell anzupassen und eigene Erfahrungen, Beobachtungen oder konkrete Beispiele aus der Versorgung vor Ort einzubringen. Persönliche und regionale Bezüge machen die Auswirkungen des Gesetzes für Abgeordnete oft besonders nachvollziehbar.

Betreff: Auswirkungen des GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetzes auf die psychotherapeutische Versorgung
Sehr geehrte*r [Titel] [Name],
als [niedergelassene*r Psychotherapeut*in /als Angehörige*r der psychotherapeutischen Profession], wende ich mich an Sie, da ich mit großer Sorge die aktuellen Planungen zum GKV-Beitragssatzstabilisierungsgesetz (BStabG) verfolge. Die vorgesehenen Maßnahmen zur Kostendämpfung in der gesetzlichen Krankenversicherung könnten erhebliche Auswirkungen auf die psychotherapeutische Versorgung haben – auch hier in unserem Wahlkreis.
Besonders kritisch sehe ich die geplante Begrenzung der Mittel für bislang extrabudgetär vergütete Leistungen. Dadurch drohen regionale Unterschiede in der Vergütung sowie faktisch eine Budgetierung durch die Hintertür. Gleichzeitig würde die jährliche Überprüfung extrabudgetärer Leistungen die Planungssicherheit psychotherapeutischer Praxen erheblich reduzieren. Bereits die vorgesehene Honorarkürzung von 4,5 Prozent stellt viele Praxen vor große Herausforderungen.
Hinzu kommt die geplante Streichung des Zuschlags für Kurzzeittherapien. Gerade diese niedrigschwelligen Angebote sind wichtig, um Menschen frühzeitig Unterstützung zu ermöglichen und Chronifizierungen zu verhindern.
Problematisch erscheint mir außerdem die geplante Kopplung der Vergütungsentwicklung an die Grundlohnrate. Steigende Praxis- und Personalkosten sowie der tatsächliche Versorgungsbedarf würden dabei nicht ausreichend berücksichtigt. Dies erhöht den wirtschaftlichen Druck auf psychotherapeutische Praxen und gefährdet langfristig eine bedarfsgerechte Versorgung.
Die Beschränkung auf die Grundlohn Summensteigerung dazu führt, dass die notwendigen zusätzlichen Kassensitze in der Kinder- und Jugendpsychotherapie zur Verbesserung der Versorgung im ländlichen Raum nicht finanzierbar sind und deswegen die bisher schlechter Versorgung sich nicht verändern wird. 
Zudem bleibt die Finanzierung der ambulanten Weiterbildung/des Nachwuchs in den niedergelassenen Praxen durch die Deckelung völlig unterfinanziert.
Psychotherapie ist keine verzichtbare Leistung! Bereits heute bestehen lange Wartezeiten und Versorgungslücken. Weitere Einschränkungen würden die Situation vieler Patient*innen zusätzlich verschärfen. 
Ich möchte Ihnen folgende konkrete Erfahrung aus unserem Wahlkreis / meiner Praxis / meinem beruflichen Alltag schildern:
[Hier individuelle Beispiele ergänzen, z. B. Wartezeiten, Versorgungslücken, fehlende Angebote für bestimmte Patient*innengruppen oder konkrete Folgen für Betroffene.]
Ich möchte Sie daher bitten, die Auswirkungen des Gesetzes auf die psychotherapeutische Versorgung im weiteren parlamentarischen Verfahren kritisch zu prüfen und sich dafür einzusetzen, dass notwendige Hilfen weiterhin bedarfsgerecht und niedrigschwellig zugänglich bleiben.
Gerne stehe ich auch für einen weiteren Austausch oder ein persönliches Gespräch zur Verfügung.
Mit freundlichen Grüßen
[Name]
[Ort / Funktion / ggf. Institution]

